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Vorentwurf

A.1 Art baulicher Nutzung

A. Festsetzung durch Planzeichen

Urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO, 

A.3 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

A.2 Maß baulicher Nutzung

GFZ 1,8

B. Hinweise durch Planzeichen

bestehende Flurgrenze

bestehende Flurnummer

bestehende Hausnummer , hier außerhalb Geltungsbereiches

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

740

35

A.7 Bemaßung
Bemaßung0,01m 

A.8 Sonstige Planzeichen

geplanter Neubau

festgesetzter Höhekoten-Bezugspunkt, 
hier z.B. 437,20 Meter über Normal Null

437,20

bestehendes Hauptgebäude, hier außerhalb Geltungsbereiches

A.4 Wohnungen

maximal zulässige Geschossflächenzahl, hier max. 1,8

Baugrenze; die Geltung des Art. 6 BayBo wird angeordnet

zu erhaltender Baum

7.3 Zu erhaltende Bestandsbäume
Zu erhaltende Bestandsbäume sind auf Dauer zu erhalten und zu pflegen. Bei Ausfall einer Art ist 

 gemäß Artenliste (D. Hinweise durch Text Pkt. 5.5.1 oder 5.5.2 ) in der Qualität Sol. 3xv StU 14-16 Ersatz 
zu leisten. 

7.4 Bei Ausfall eines Baumes oder Strauches ist gemäß der festgesetzten Pflanzqualitäten und Arten 
Ersatz zu leisten. Die Ersatzpflanzung ist spätestens in der Vegetationsperiode nach Ausfall zu leisten.

7.5 Bei Neupflanzungen oder Ersatzpflanzungen sind Lageabweichungen vom festgesetzten Standort bis zu 
3,0 m gemessen von Stammmittelpunkt zulässig.

7.6 Neupflanzungen von Koniferen wie z. B. Thuja, Fichte, Zypresse, Kirschloorbeer und Tanne als Solitär 
oder Hecke sind nicht zulässig.

7.7 Sogenannte Kies-/Schottergärten sind unzulässig.

7.8 Mit dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan im Maßstab 1:200 einzureichen. 
Bei Einreichung eines Bauantrages bei der Stadt Waldkraiburg ist ein genehmigungsfähiger  
Abwasserplan vorzulegen.

8. Erschließung/Schutzzonen
8.1 Oberirdische Kabelverteilerschränke müssen so aufgestellt werden, dass diese über öffentliche Flächen 

zugänglich sind und in der Flucht der Einfriedung liegen. Die Aufstellung erfolgt auf  Privatgrund.

9. Einfriedung
9.1 Als Einfriedungen sind nur Holz- oder Metallzäune, mit einer Höhe von max. 1,20 m OK

ab Höhe Nachbargelände, zulässig. Zwischen dem Gelände und der Zaununterkante ist ein Abstand von 
mindestens 10cm einzuhalten.
Ergänzend sind als Einfriedungen Hecken aus heimischen, standortgerechten Laubgehölzen in
freiwachsender Form zulässig. Mögliche Arten siehe Pflanzliste Hinweis D 5.5 ff..

10. Wasserwirtschaft / Niederschlagswasserbeseitigung
10.1 Das anfallende Niederschlagswasser ist vollständig auf dem Grundstück zu versickern.

11. Immissionsschutz
11.1 Zulässigkeit von Außenwohnbereichen 

Schutzbedürftige Frei- und Außenwohnbereiche, die im Anschluss an die in folgender Abbildung rot bzw. 
für ausschließlich in höher gelegenen Geschossebenen betroffene Abschnitte blau gekennzeichneten 
Fassaden entstehen, sind durch geeignete bauliche Maßnahmen (z. B. Ausführung als Loggien, 
vorgehängte Glasfassaden, Glaselemente, geschlossen ausgeführte, erhöhte Brüstungen) so 
abzuschirmen, dass der tagsüber (6:00 bis 22:00 Uhr) geltende Immissionsgrenzwert IGWMU,Tag = 64 
dB(A) der 16. BImSchV eingehalten wird. 

11.2 Grundrissorientierung/Passiver Schallschutz 
Wohnungsgrundrisse sind so zu organisieren, dass in den in folgender Abbildung rot gekennzeichneten 
Fassaden keine zum Öffnen eingerichteten Außenbauteile (z.B. Fenster, Türen) von dem Schlafen 
dienenden Aufenthaltsräumen (z. B. Schlafzimmer, Kinderzimmer) zu liegen kommen. Alternativ sind diese 
zulässig, wenn durch bauliche Maßnahmen (z. B. Laubengänge, verglaste Loggien, Prallscheiben, 
hinterlüftete Glaselemente, Flügelwände) geschützt werden. Darüber hinaus ist darauf zu achten, dass in 
den in folgender Abbildung blau gekennzeichneten Fassaden keine zum Öffnen eingerichteten Außen- 
bauteile (Fenster, Türen) zu liegen kommen, die zur Belüftung von dem Schlafen dienenden 
Aufenthaltsräumen notwendig sind. Wo dies nicht möglich ist, sind die betroffenen Schlafräume zur 
Sicherstellung ausreichend niedriger Innenpegel mit fensterunabhängigen, schallgedämmten, 
automatischen Belüftungsführungen/systemen/anlagen auszustatten. Deren Betrieb muss auch bei völlig 
geschlossenen Fenstern eine Raumbelüftung mit ausreichender Luftwechselzahl ermöglichen. Alternativ 
können auch andere bauliche Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden, wenn diese schallschutztechnisch 
gleichwertig sind. 

11.3 Bauweise der Tiefgarage 
Die Tiefgaragenrampe ist eingehaust zu errichten. Diese Einhausung ist nach dem diesbezüglichen Stand 
der Technik fugendicht und witterungsbeständig auszuführen. Das Garagentor sowie Regenrinnen im 
Bereich der Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage sind so zu errichten, dass keine impulshaltigen Geräusche 
bei der Überfahrt der Regenrinnen bzw. beim Öffnen und Schließen des Garagentors entstehen. 

11.4 Ausführung der oberirdischen Parkplätze 
Die Fahrbahnoberfläche der Fahrgassen der oberirdischen Parkplätze ist zu asphaltieren oder mit einer 
schalltechnisch gleichwertigen Oberfläche zu versehen. 

12. Spezieller Artenschutz
Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität
Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen der nach den hier 
einschlägigen Regelungen geschützten Tierarten zu vermeiden oder zu mindern.

Die Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt unter 
Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:

12.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung
12.1.1 V-1 Bergung von Quartierstrukturen

Quartierstrukturen von Fledermäusen bzw. nutzbare Höhlenabschnitte für Höhlenbrüter sind bei der 
Fällung vorsichtig zu bergen und anschließend durch eine Fachperson zu kontrollieren. Erreichbare Höhlen 
sind vorab mit Stoff oder falls erforderlich, durch einen  Einwegverschluss zu verschließen. Das Bergen soll 
ohne stärkere Erschütterungen möglichst durch die Entnahme der kompletten Strukturbäume und 
mindestens durch die relevanten Stammteile erfolgen. Falls ein abschnittsweises Abtragen (z.B. mittels 
Hubsteiger) erforderlich ist, ist das Vorgehen mit einer fledermauskundlichen Begleitung festzulegen. Der 
Stamm oder Astabschnitt ist an bestehenden Altbäumen zu fixieren. Die Standorte sind per GPS 
einzumessen und zu dokumentieren.
Die Höhlenabschnitte an zwei Bäumen werden geborgen und in andere Gehölzbestände verbracht; in 
diesem Zusammenhang werden die Höhlen auf Vorkommen des Eremiten sicherheitshalber kontrolliert 
obwohl eine Bruteignung nicht erwartet wird (gem. Anlage SaP s. Kap. 5.1.1).

12.1.2 V-2 Wahl geeigneter Beleuchtung und Beschränkung auf das notwendige Maß
Durch ungünstige Leuchtkörper und eine maximale Beleuchtung durch horizontal abgestrahltes Licht 
können sensible Vogel- oder Fledermaus-Lebensräume nachhaltig beeinträchtigt werden. Durch falsch 
platzierte oder abstrahlende Beleuchtung in Richtung von Höhlenbäumen, kann es zu einer Entwertung 
von Quartieren kommen. Durch eine richtige Platzierung bzw. Abschirmung der Beleuchtungsanlagen 
„nach hinten“ mit nach unten gerichteten Lichtkegeln ohne Streuwirkung, kann eine gravierende 
Einstrahlung in benachbarte Lebensräume und Quartiere allerdings verhindert bzw. minimiert werden 
(gem. Anlage SaP Abb. 3 und 4 ).
Die Beleuchtungseinrichtung an bzw. im Umfeld der geplanten Bebauung wird, sofern sicherheitstechnisch 
möglich, auf das minimal notwendige Maß reduziert. Insofern ist auch auf eine Außenbeleuchtung an den 
entsprechend exponierten Fassaden der geplanten Baukörper zu verzichten bzw. sind diese soweit als 
möglich zu reduzieren. Die Beleuchtungsdauer ist zu begrenzen durch ein zeitweises Abschalten (auch bei 
Straßenbeleuchtung) und der Verwendung von Bewegungsmeldern.
Außenbeleuchtungen sind ausschließlich mit insektenfreundlichen, insektendichten Lampen mit UV-armen 
Lichtspektren (z.B. warmweiße LED < 2700 K) mit Abschirmung (z.B. Full-Cut-Off) von nächtlichem 
Streulicht auszustatten (s. Voith, J. & Hoiß, B. (2019): Lichtverschmutzung – Ursache des 
Insektenrückgangs? – ANLiegen Natur 41(1): 57-60, Laufen, 
www.anl-bayern.de/publikationen/anliegen/doc/an41122voith_et_al_2019_lichtverschmutzung.pdf).

12.1.3 V-3 Vorgabe des Zeitraumes zur Fällung/Beseitigung von Bäumen und Sträuchern und zum 
Rückbau des Gebäudes
Vorgabe des Zeitraumes zur Fällung und Beseitigung von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Vegetation
Möglich Zeiträume zum Fällen von Strukturbäumen von Fledermäusen bestehen von 11.09. bis 31.10. 
(vorrangig) sowie vom 16.03. bis 30.04. (wenn nicht anders möglich und falls keine Vogelbruten betroffen 
sind). Damit lassen sich Beeinträchtigungen inklusive erheblicher Störungen während der besonders 
kritischen Phasen der Jungenaufzucht (Wochenstuben, größere Jungtiergruppen) und des Winterschlafes 
vermeiden.
Die Fällung muss durch eine fledermauskundliche Fachkraft begleitet werden. Diese ist der Unteren 
Naturschutzbehörde Landratsamt Mühldorf a.Inn im Vorfeld anzuzeigen.
Bäume mit wertvollen Strukturmerkmalen, die beseitigt werden müssen, sind vor Beginn der Rodungen zu 
markieren und der ausführenden Firma vor-Ort zu zeigen.
Die Beseitigung von Gehölzen darf zum Schutz der Brutvögel gem. § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG nur 
im Zeitraum von 1. Oktober bis 28. Februar erfolgen.
Vorgabe des Zeitraumes zum Rückbau von Gebäuden
Um mögliche Beeinträchtigungen von Fledermäusen, die sich in Teilen der Gebäude, zu unterschiedlichen 
Zeiten aufhalten können, wird der Rückbau der Gebäude nur außerhalb der Winterschlafphase von Mitte 
Oktober bis Anfang April und vorsorglich nicht zur Wochenstubenzeit durchgeführt. Als geeigneter 
Zeitpunkt ist der Zeitraum September bis Anfang Oktober sowie ausnahmsweise das späte Frühjahr (April 
bis Anfang Mai) für die Maßnahme vorzugeben. Der Rückbau der wesentlichen potenziellen 
Quartiermöglichkeiten soll bei milder Witterung stattfinden.
Im Vorfeld soll durch Inaugenscheinnahme einer Fledermaus-Fachperson entschieden werden, dass 
Eingriffe in die Fassade unbedenklich sind. Dieses Vorgehen ist auch mit der zuständigen Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen.
Da auch Vögel an den Gebäuden brüten können, ist der zweite Zeitraum nur möglich, wenn 
ausgeschlossen werden kann, dass Brutvorkommen an den entsprechenden Gebäuden existieren.

12.1.4 V-4 Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen an Glasflächen
Sollte es zur Verwendung größerer Glasflächen an Fassadenteilen der neuen Gebäude kommen, müssen 
grundsätzlich Maßnahmen zur Reduzierung/Verhinderung von Anflügen an Scheiben durch Vögel 
berücksichtigt werden. Hierbei ist darauf zu achten, dass auf größeren Glasscheiben außenseitig 
Markierungen angebracht werden. Dabei wird empfohlen, geprüfte Muster zu verwenden.
Eine Verwendung von schwarzen Silhouetten oder Produkten mit Wirkungen im UV-Bereich sind nicht 
geeignet. Ein gewisser Effekt lässt sich über die Berücksichtigung von z.B. Jalousien o.ä. erreichen. Um 
gefährliche Spiegelungen einzudämmen wird empfohlen, nur Gläser mit geringem Außenreflexionsgrad 
einzusetzen.
Fledermäuse nehmen glatte senkrechte Flächen erst kurz vor dem Aufprall wahr und können so einen 
Zusammenstoß oft nicht vermeiden („akustische Fallen“, Greif et al. 2017).
An größeren Fenstern sind bei Bedarf vorbeugend geeignete Maßnahmen zur Verhinderung/Reduzierung 
von Anflügen durch Fledermäuse vorzusehen. Ein gewisser Effekt lässt sich über die Berücksichtigung von 
z.B. Außenjalousien oder Fensterläden erreichen.

12.1.5 V-5 Umhängen vorhandener Nistkästen
Die vorhandenen Nistkästen (drei Stück) müssen mit ausreichend zeitlichem Vorlauf bzw. mindestens im 
Herbst vor Baubeginn, an andere Bäume in geeigneter und störungsarmer Lage umgehängt werden.

12.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene 
Ausgleichs- bzw. CEF-Maßnahmen i.S. v. § 44 Abs. 5 Satz 2 und 3 BNatSchG)
Im Rahmen des Vorhabens sind folgende Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) erforderlich, um die 
ökologische Funktion vom Eingriff betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu sichern.
Die CEF-Maßnahmen müssen vor Eingriffsbeginn wirksam sein, so dass die ökologische Funktion im 
räumlichen Zusammenhang gewahrt wird. Die benötigte Vorlaufzeit zur Herstellung und Eintreten der 
Wirksamkeit (je nach Maßnahme bis zu mehreren Jahren) ist vom Vorhabensträger zu gewährleisten.

12.2.1 CEF-1 Kompensation entfallender Quartierstrukturen für Fledermäuse
Ausgleich entfallener Baumquartiere
Um das entfallende Quartierangebot für Fledermäuse an Altbäumen mit Habitateigenschaften ausgleichen 
zu können, müssen Fledermauskästen in entsprechendem Umfang (Faktor 1:3) in nahegelegenen und 
weitgehend störungsarmen Gehölzbeständen aufgehängt werden.
Insgesamt sind zwei Bäume mit jeweils mindestens einer qualitativ höherwertigen Höhle von Beseitigung 
betroffen. Bei einem Faktor von 1:3 ergeben sich sechs Kästen zur Kompensation. Der Kastentyp wird 
jeweils durch die entfallenden Quartierstrukturen bestimmt. Grundsätzlich eignen sich Rundkästen zur 
Kompensation von klassischen Buntspechthöhlen. Baumhöhlen o.ä., die den Fledermäusen zur Anlage 
von Wochenstubenquartieren oder als Überwinterungsquartiere können, erfordern einen anderen 
Kastentyp.

 

Folgende Kastentypen/Kastenzusammensetzungen werden empfohlen:
• zwei Gruppen mit jeweils:

1x Fledermausgroßraumröhre, Fa. Hasselfeldt*
1x Rundkasten (z.B. Typ „Fledermaushöhle 1FD (mit dreifacher Vorderwand)“, Fa. Schwegler*
1x Rundkasten (z.B. Typ „Fledermaushöhle 2F (universell)“, Fa. Schwegler*
*oder andere Hersteller, aber vergleichbare Qualität

Durch die Maßnahme wird der Ausfall an nutzbaren Strukturen vor Ort mittels zeitlichem Vorlauf, kurzfristig 
und ohne eine wesentliche Unterbrechung der Funktionsfähigkeit der betroffenen Einzelquartierstrukturen 
(Ruhestätten) kompensiert. Die Montage der Kästen soll im Jahr vor der geplanten Fällung möglichst 
ortsnah erfolgen. Die Maßnahme ist deshalb mit zeitlichem Vorlauf mit den jeweiligen Flächenbesitzern 
abzustimmen.
Die Fledermauskästen sind jährlich zu prüfen und ggf. zu reinigen (ausfegen); dies gilt auch für unten 
offene Kastenmodelle. Ihre Funktionsfähigkeit ist so lange sicherzustellen, bis langfristige Maßnahmen zur 
Stärkung des Quartierangebotes wirken. Die Kästen sind von einer naturschutzfachlich ausgebildeten 
Fachkraft sachgerecht anzubringen und lagegenau zu dokumentieren. Sie sind fünf Jahre lang zu warten 
und bei Verlust zu ersetzen. Die Ergebnisse sind zu dokumentierten. Die Umsetzung der Maßnahme ist bis 
spätestens Anfang März im Jahr des Beginns der Baumaßnahme nachzuweisen.
Der Einsatz von Fledermauskästen ist lt. Zahn et al. 2021 immer mit langfristigen Maßnahmen zur 
Stärkung des natürlichen Quartierangebots zu kombinieren (s. Kap. 5.2.2/CEF2).
Ausgleich entfallener Gebäudequartiere
An den geplanten Gebäuden sind künstliche Quartiermöglichkeiten, darunter insbesondere winterfeste 
Modelle, z.B. in Form von Einbausystemen anzubringen. Es sollen an den drei neuen Gebäuden jeweils an 
zwei Fassadenseiten zwei künstliche Fledermausquartiere im Zuge der Baumaßnahmen an den süd- und 
ostexponierten Fassadenseiten in die Außenwand integriert werden (Abb. 5 und 6). Insgesamt sind zwölf 
künstliche Fledermausquartiere vorgesehen. Ist eine Unterputzlösung aus technischen Gründen nicht 
machbar, können spezielle Fledermausquartiere an die fertige Außenwand montiert werden. Als 
zusätzliche Möglichkeit können schmale Holz- oder Metallkonstruktionen am Dach oder am 
Flachdach-Rand angebracht werden (Abb. 7).
Vorschlag Fledermaus-Fassadenquartiere:
• 8 Stück „Fledermaus-Winterquartier“, Typ „1WI“ (oder Typ „1WQ“), Fa. Schwegler*
• 4 Stück Typ „Fledermaus-Fassadenröhre“, Typ „1FR“ oder Typ „3FE Wandsystem“, Fa. Schwegler* 
*oder andere Hersteller, aber vergleichbare Qualität
Die Auswahl sowie die sachgerechte Anbringung bzw. der Einbau der künstlichen Quartiere an den neuen 
Gebäuden ist unter Beteiligung einer Fachperson durchzuführen. Die Quartiere sind lagegenau zu 
dokumentieren und fünf Jahre lang zu warten. Sie sind auch nach dem Einbau i.S. einer Erfolgskontrolle 
fünf Jahre lang, jährlich auf Besatz zu kontrollieren. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren und durch 
einen jährlichen Kurzbericht an die untere Naturschutzbehörde (LRA Mühldorf a.Inn) zu übermitteln.

12.2.2 CEF-2 Biotopbaumausweisung
Fledermauskästen stellen nur für einen kurzfristigen Zeitraum geeigneten Ausgleich dar. Deshalb soll im 
Rahmen der Beseitigung der Altbäume mit Höhlen, je Baum zwei Altbäume in der Nähe des 
Altbaumbestandes langfristig aus der Nutzung genommen und gesichert werden. Diese Maßnahme kommt 
auch potenziell betroffenen Vogelarten zu Gute.
Pro entfallendem Höhlenbaum sind mindestens zwei Bäume mit einem Brusthöhendurchmesser über 
40 cm, die sich im räumlichen Zusammenhang zu dem gefällten Quartierbaum befinden (bis 500 m 
Entfernung, nur ausnahmsweise mehr) aus der Nutzung zu nehmen. Damit ergibt sich die Erfordernis der 
Ausweisung von mindestens vier Biotopbäumen.
Es sind vorzugsweise Bäume zu wählen, die Strukturen wie Initialhöhlen, Blitzrinnen oder Brüche 
aufweisen, um die Entstehung von Quartieren zu beschleunigen. Die Bäume sind mittels GPS 
einzumessen und dauerhaft deutlich zu markieren, damit ihre Bedeutung als Kompensationsmaßnahme 
(nicht fällen!) deutlich wird. Abgängige oder versehentlich gefällte Bäume sind durch die Nachmeldung 
weiterer Biotopbaumanwärter zu ersetzen.
Es können zusätzlich auch Bäume geringelt werden, um den Totholzanteil und somit Spechte zu fördern. 
Die ausgewählten Biotopbäume sind vor Baubeginn bzw. vor den Rodungsarbeiten deutlich zu markieren.

12.2.3 CEF-3 Kompensation entfallender Quartierstrukturen für weniger häufige und/oder gefährdete Vogelarten 
mit saisonal genutzten Nestern
Hinweis: die Maßnahme CEF-3 ist nur dann erforderlich, falls im nächsten Frühjahr/Frühsommer (geplant 
2024) bei der geplanten Bestandserfassung der Vögel auf dem Grundstück bzw. im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes, Brutreviere der Klappergrasmücke (Sylvia curruca) und/oder des Stieglitzes (Carduelis 
carduelis) nachgewiesen werden.
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (gem. Anlage SaP Abb. 2) werden gegenüber der 
ursprünglichen Planung in Teilflächen Bäume und Strauchvegetation erhalten. Diese Maßnahme versteht 
sich als Optimierungsmaßnahme zur Reduzierung des Verlustes an Bäumen innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Sollten bei der im Frühling/Frühsommer 2024 geplanten 
Bestandserfassung der Brutvögel keine der beiden Arten mit Brutvorkommen innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nachgewiesen werden, besteht die Möglichkeit, die zusätzlich 
als zu erhaltend festgelegten Einzelbäume zu beseitigen (gem. Anlage SaP Abb. 8). Voraussetzung ist 
hierbei, dass der Erhalt technisch nicht möglich ist.
Zusätzlich ist die Anlage dichter Gruppen mit niedrigen Sträuchern, wie z.B. niedrigen Dornstrauchgruppen, 
Beerensträuchern und kleineren Koniferen vorgesehen. Da diese Maßnahme in Bezug auf die Beseitigung 
der übrigen Gehölze nicht ausreichend ist, werden im städtischen Umfeld, auf einer geeigneten 
stadteigenen Fläche, spezielle Anpflanzungen sowie die Förderung von Laubbäumen inklusive einer 
Ansaat/Förderung von Blühsäumen umgesetzt.
Da zum Zeitpunkt der Erstellung diesbezüglich noch keine genaue Flächenverortung vorlag wird 
vorgegeben, dass diese Maßnahme im Vorfeld der Baumaßnahme in enger Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde Mühldorf a.Inn festgelegt wird.

12.2.4 CEF-4 Kompensation entfallender Quartierstrukturen für weniger häufige und/oder gefährdete in Höhlen 
brütende Vogelarten
Hinweis: die Maßnahme CEF-4 ist nur dann erforderlich, falls im nächsten Frühjahr/Frühsommer (geplant 
2024) bei der geplanten Bestandserfassung der Vögel auf dem Grundstück bzw. im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Brutreviere des Gartenrotschwanzes (Phoenicurus phoenicurus), des Grauschnäppers 
(Muscicapa striata), des Grünspechtes (Picus viridis) und/oder des Stares (Sturnus vulgaris) nachgewiesen 
werden.
Als Kompensation für die innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes unter 
Worst-Case-Ansatz möglicherweise vorkommenden Arten Gartenrotschwanz, Grauschnäpper und Star, 
werden wie in Tab. 2 angegeben, spezielle Vogelbrutkästen an geeigneten Bäumen auf dem SGF-Gelände 
oder besser im Umfeld an Bäumen aufgehängt, welche sich in einem ausreichenden Abstand zum 
Bauvorhaben befinden. Dadurch soll es Brutpaaren der betroffenen Vogelarten ermöglicht werden, im 
räumlich funktionalen Zusammenhang adäquate Brutplatzmöglichkeit finden zu können.
Der zu wählende Nistkastentyp sowie die Anzahl sollten sich nach den tatsächlich vorkommenden 
Vogelarten sowie nach Art und Qualität des entfallenden Höhlennistplatzes richten. Pro Vogelart sollen 
mindestens folgende Nistkästen berücksichtigt werden:

Tab. 2 Empfehlung zu verschiedenen Nistkastentypen mit Bezugsquelle und Angabe der erforderlichen 
Anzahl

Eine sachgerechte Anbringung soll wie in Kap. 5.2.1 (gem. Anlage SaP) dargelegt erfolgen. Die Kästen 
sind mind. 5 Jahre lang zu warten und bei Verlust zu ersetzen. Zudem sind die Kästen auf Besatz zu 
kontrollieren. Die Ergebnisse sind der Unteren Naturschutzbehörde Mühldorf a.Inn jährlich mitzuteilen. Die 
Umsetzung der Maßnahme ist bis spätestens Anfang März im Jahr des Beginns der Baumaßnahme 
nachzuweisen.
Für den Grünspecht greifen die Maßnahmen V-1 (Bergung der Höhlenabschnitte) und CEF-2 
(Biotopbaumausweisung). Zusätzlich wird ein Nutzungsverzicht von mindestens drei weiteren 
Biotopbäumen im angrenzenden Stadtgebiet von Waldkraiburg auf städtischem Grund durchgeführt. Des 
Weiteren ist die in Vermeidungsmaßnahme CEF-3 vorgegebene Schaffung von Saumstrukturen im Sinne 
der Nutzbarkeit als Nahrungshabitat für den Grünspecht anzulegen und zu pflegen (extensive Pflege mit 
1-2 Schnitten pro Jahr).
Da zum Zeitpunkt der Erstellung diesbezüglich noch keine genaue Flächenverortung vorlag wird 
vorgegeben, dass diese Maßnahme im Vorfeld der Baumaßnahme in enger Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde Mühldorf a.Inn festgelegt wird.

12.2.5 CEF-5 Kompensation entfallender Quartierstrukturen für häufige und ungefährdete in Höhlen oder am 
Gebäude brütende Vogelarten
Als Kompensation für die innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes unter 
Worst-Case-Ansatz möglicherweise vorkommenden, häufigen und ungefährdeten in Höhlen brütenden 
Vogelarten, werden wie in Tab. 3 angegeben, Vogelbrutkästen an geeigneten Bäumen auf dem 
SGF-Gelände oder besser im Umfeld an Bäumen an störungsarmen Standorten aufgehängt. Zusätzlich 
sind für Gebäudebrüter Nistkästen an den neuen Gebäuden einzuplanen. Dadurch soll es Brutvorkommen 
der Gebäudebrüter ermöglicht werden, in räumlich funktionalem Zusammenhang adäquate 
Brutplatzmöglichkeit beziehen zu können.
Der zu wählende Nistkastentyp sowie die Anzahl sollten sich nach den tatsächlich vorkommenden 
Vogelarten sowie nach Art und Qualität des entfallenden Höhlennistplatzes richten. Die Anzahl der 
erforderlichen Nistkästen wird nach dem Vorliegen des Ergebnisses der Bestandserfassung im 
Frühjahr/Frühsommer 2024 konkretisiert.

Tab. 3 Empfehlung zu verschiedenen Nistkastentypen mit Bezugsquelle und Angabe der erforderlichen 
Anzahl

Eine sachgerechte Anbringung soll wie in Kap. 5.2.1 (gem. Anlage SaP) dargelegt erfolgen. Die Kästen 
sind mind. 5 Jahre lang zu warten und bei Verlust zu ersetzen. Zudem sind die Kästen auf Besatz zu 
kontrollieren. Die Ergebnisse sind der Unteren Naturschutzbehörde Mühldorf a.Inn jährlich mitzuteilen. Die 
Umsetzung der Maßnahme ist bis spätestens Anfang März im Jahr des Beginns der Baumaßnahme 
nachzuweisen.

13. Verkehr
Im Bereich von Sichtfeldern dürfen keine Bauten oder Stellplätze errichtet  werden und Gegenstände 
gelagert oder hinterstellt werden, die eine Höhe von 0,80 m über die Fahrbahnebene überschreiten. 
Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtfelder sind mit der Stadt Waldkraiburg abzustimmen. 

D. HINWEISE DURCH TEXT:
1. Erschließung (Ver- und Entsorgung, ohne Verkehr)
1.1 Trinkwasserversorgung
1.1.1 Sämtliche Bauvorhaben sind vor Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsanlage des 

Wasserversorgers anzuschließen.
1.1.2 Bei der Auswahl der Rohrwerkstoffe für die Hausinstallation ist die korrosionschemische 

Beurteilung des Trinkwasser zu berücksichtigen.
1.2 Löschwasserversorgung
1.2.1 Die Löschwasserversorgung (hier Grundschutz mit 48cbm/h) ist durch das bestehende 

Wasserversorgungsnetz des Wasserversorgers gesichert. Ist für geplante Bauvorhaben eine erhöhte 
Menge erforderlich, ist auf dem Grundstück eine Löschwasserzisterne zu errichten. 

1.3 Abwasserentsorgung
1.3.1 Sämtliche Bauvorhaben sind an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage des Abwasserentsorgers 

anzuschließen.
1.3.2 Das Abwasser ist im vorhandenen Schmutzwasserkanal abzuleiten. 
1.3.3 Das zur Verfügung stehende Abwasserkontingent ist abgesichert. 
1.4 Oberflächenwasserbeseitigung
1.4.1 Die geplanten Maßnahmen können durch wild abfließendes Wasser betroffen sein und bewirken 

selbst auch Veränderungen. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass es für die bestehende Bebauung 
wie auch für künftige Bebauung bei Starkniederschlägen zu keinen belästigenden Nachteilen kommt. 
Auf § 37 WHG wird hingewiesen.

1.4.2 Alle Bauvorhaben sind gegen Hang- und Schichtwasser zu sichern. Gegen ggf. auftretendes Schicht- bzw. 
Grundwasser ist jedes Bauvorhaben bei Bedarf zu sichern. Keller- und Lichtschächte sind wasserdicht 
auszubilden.

1.4.3 Im Planungsgebiet ist eine ausreichende Versickerung von Niederschlagswasser aufgrund der 
Bodenbeschaffenheit möglich. Niederschlagswasser ist vorrangig über die belebte Oberbodenzone 
(Mulden) zu versickern. Ist dies aufgrund der Platzverhältnisse nicht möglich ist die Versickerung mittels 
Rigolen oder Zisternen zulässig.  Oberflächenwasser, das von Manipulationsflächen abfließt, darf generell 
nicht über Sickerschächte bzw. unbefestigte Flächen in das Grundwasser gelangen oder über  
Regenwasserkanäle in ein Oberflächengewässer eingeleitet werden, da dabei eine nachhaltig nachteilige 
Verunreinigung der Gewässer zu erwarten ist. 

1.4.4 Sofern die Anwendungsvoraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV vom 
01.10.2008 erfüllt und die zugehörigen Technischen Regeln beachtet werden, sind derartige Anlagen zur 
Beseitigung von Niederschlagswasser genehmigungsfrei. Unverschmutztes Niederschlagswasser von 
Dachflächen und sonstigen Flächen auf denen nicht mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
ist vorrangig über die belebte Bodenzone zu versickern. Die Technischen Regeln zur Versickerung sind zu 
beachten und ausreichende Flächen hierfür vorzusehen. Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser 
in oberirdische Gewässer ist erlaubnisfrei sofern die Anforderungen der TRENOG vom 17.12.2008 
erfüllt sind. In den übrigen Fällen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Mühldorf am Inn zu 
beantragen.

1.4.5 Für Bauwasserhaltungen und Bauten im Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Diese ist rechtzeitig vor Baubeginn bei der Stadt Waldkraiburg zu beantragen.

1.4.6 Das anfallende – nicht verunreinigte - Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen Freiflächen 
(z.B. Zufahrten und Terrassen) auf den Privatgrundstücken soll in einer Regenwasserzisterne gesammelt 
werden. Eine Nutzung des Niederschlagswassers zur Brauchwassernutzung wird empfohlen.

1.5 Sparten
1.5.1 Die mit Erdbewegungen beauftragten Firmen sind anzuhalten, sich vor Beginn der Bauarbeiten über 

eventuell vorhandene Versorgungsleitungen bei den jeweiligen Sparten zu informieren. Der Plan ist zur 
Maßentnahme nicht geeignet.

2. Immissionsschutz 
2.1 Bei Wohngebäuden sind die Wohngrundrisse so zu planen, das Beeinträchtigungen durch Straßen- und 

Gewerbelärm ausgeschlossen werden können. 
2.2 Schallschutznachweis nach DIN 4109

Die Luftschalldämmungen der Umfassungsbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen den 
diesbezüglich allgemein anerkannten Regeln der Technik genügen. In jedem Fall sind die 
Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß DIN 4109‑1 zu erfüllen.

2.3 Öffentlicher Verkehrslärm
Es wird darauf hingewiesen, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans innerhalb des 
Geräuscheinwirkungsbereichs der Graslitzer Straße, der Reichenberger Straße und dem Schweidnitzer 
Weg liegt, wobei mit erhöhten Verkehrslärmimmissionen zu rechnen ist.

A.6 Schutz, Pflege, Entwicklung von 
Natur und Landschaft

MU

C. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 MU (Urbanes Gebiet) gem. § 6a BauNVO

Zulässig sind:
§ 6a Abs. 2 Nr. 1 BauNVO Wohngebäude,
§ 6a Abs. 2 Nr. 2 BauNVO Geschäfts- und Bürogebäude,
§ 6a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes ,
§ 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO sonstige Gewerbebetriebe,
§ 6a Abs. 2 Nr. 5 BauNVO Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:
§ 6a Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer 

Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten 
allgemein zulässig sind

§ 6a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung
2.1 Zulässige Grundflächenzahl: 
2.1.1 Die maximal zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,60.

2.1.2 Zulässige Überschreitungen:
Die maximal zulässige Grundflächenzahl darf durch Anlagen des § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO (Stellplätze 
und Zufahrten), § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO (Nebenanlagen i.S. des § 14 (Müll- und 
Fahrradunterstellplätzen, Gartenwege, etc.)) und § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO (baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,) bis zu einer maximalen 
GRZ von 0,90 überschritten werden, wobei einschränkend dazu Nebengebäude i.S. einer Nebenanlage auf 
eine Gesamtfläche 400 qm bezogen auf den gesamten Geltungsbereich begrenzt wird.

2.2 Zulässige Geschossflächenzahl: 
2.2.1 Die maximal zulässige Geschossflächenzahl beträgt 1,8.

2.3 Zulässige Wandhöhen 
2.3.1 Die zulässigen Wandhöhen definieren sich durch planliche Festsetzung in Meter, hier max. 16,0m bezogen 

auf den Höhenkotenbezugspunkt 437,20 m üNN. 

2.3.2 Die zulässigen Wandhöhen für Nebengebäude (NG) max. 3,5m

2.3.3 Die zulässigen Wandhöhen für Tiefgarageneinhausungen und -lüftungsöffnungen max. 3,5m

2.3.4 Die zulässigen Wandhöhen für Tiefgaragenzu- und -ausgänge max. 3,5m

2.3.4 Definition der  Wandhöhe
Die Außenwandwandhöhe wird bei Hauptgebäuden vom festgesetzten Höhenkotenbezugspunkt, bei 
Nebengebäuden vom künftigen Gelände bis zum Schnittpunkt der Außenfläche der  Außenwand mit der 
Dachhautoberkante gemessen. Bei Flachdächern ist der Schnittpunkt der Außenfläche der Außenwand mit 
der Dachhautoberkante die Oberkante der Attika. 

2.4 zulässige Geländeveränderungen (Abgrabungen/Aufschüttungen)
2.4.1 Abgrabungen bzw. Aufschüttungen auf Bauparzellen sind bis maximal 1,0m zulässig. 

Ein direktes Aneinandergrenzen von Abgrabung und Aufschüttung ist unzulässig.

2.4.2 Der bestehende Geländeverlauf ist an den Grundstücksgrenzen zu erhalten.

2.4.3 Ein Freilegen der Untergeschosse ist unzulässig. 

2.4.4 Stützmauern sind nur bis zu einer Höhe von 1,0m zulässig.

2.5 Zulässige Geschosse
2.5.1 Es sind maximale 5 Vollgeschosse im Nutzungsbereich Nr.2 und IV Vollgeschosse im Nutzungsbereich 

Nr. 1 zulässig.
 

2.5.2 Für 5-geschossige Gebäude wird festgesetzt:
  Die kürzeren Gebäudeseiten müssen durch einen 3 bis 4-geschossigen vorspringenden Gebäudeteil 

gegliedert werden, der mindestens 1,8m vor die Hauptfassade vorspringt. Die Länge des vorspringenden 
Gebäudeteils muss mindestens 1/3 und darf maximal 2/3 der jeweiligen 5-geschossigen Fassadenlänge 
betragen.

 

Die längeren Gebäudeseiten müssen durch zwei bis drei 3 bis 4-geschossige vorspringende Gebäudeteile 
gegliedert werden, die jeweils mindestens 1,8m vor die Hauptfassade vorspringt. Die Länge der 
vorspringenden Gebäudeteile muss in Summe mindestens 1/3 und darf maximal 2/3 der jeweiligen 
5-geschossigen Fassadenlänge betragen.

2.5.3 Für 4-geschossige Gebäude wird festgesetzt:
  Die kürzeren Gebäudeseiten müssen durch einen 2 bis 3-geschossigen vorspringenden Gebäudeteil 

gegliedert werden, der mindestens 1,8m vor die Hauptfassade vorspringt. Die Länge des vorspringenden 
Gebäudeteils muss mindestens 1/3 und darf maximal 2/3 der jeweiligen 4-geschossigen Fassadenlänge 
betragen.

 

Die längeren Gebäudeseiten müssen durch zwei bis drei 2 bis 3-geschossige vorspringende Gebäudeteile 
gegliedert werden, die jeweils mindestens 1,8m vor die Hauptfassade vorspringt. Die Länge der 
vorspringenden Gebäudeteile muss in Summe mindestens 1/3 und darf maximal 2/3 der jeweiligen 
4-geschossigen Fassadenlänge betragen.

3. Bauweise / Überbaubare Grundstücksfläche 
3.1 Bauliche Anlagen sind jeweils innerhalb der dafür vorgesehenen Baugrenzen zulässig. 

Stellplätze (St) und Tiefgaragen (TG) sind auch innerhalb der Baugrenzen für Hauptgebäude zulässig. 

3.2 Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO, private Verkehrsflächen, nicht überdachte Terrassen, 
Gartenwege und Entwässerungseinrichtungen sind innerhalb und außerhalb der Baugrenzen zulässig.

3.3 Zulässige Überschreitung der Baugrenzen: 
- Tiefgarageneinhausungen, maximal 1 Stück, bis zu einer Tiefe von 3m und jeweils bis zu einer 

Gesamtfläche von 27qm je Einhausung
- Tiefgaragenzu- und -ausgänge , maximal 2 Stück und jeweils bis zu einer 

Gesamtfläche bis zu 15qm
- Tiefgaragenlüftungsöffnungen bis zu einer max. Gesamtfläche von 30qm

4. Abstandsflächen
4.1 Es wird die Geltung des Art. 6 BayBO angeordnet.

Abeichend hiervon wird festgesetzt, dass:
a) Nebengebäude, Tiefgarageneinhausungen, Tiefgaragenzu- und ausgänge und 
Tiefgaragenlüftungsöffnungen auch innerhalb der Abstandsflächen der Hauptgebäude liegen dürfen 
b) die Abstandsflächen können zum Trafogebäude auf Flurnummer 2088 unterschritten werden, 
ebenso können hier die Nebengebäude bis an die Grenze gebaut werden. 

5. Bauliche und städtebauliche Gestalt
5.1 Zulässige Dachneigung und -form 
5.1.1 Zulässig sind bei den drei hauptgebäuden Satteldächer mit einer Dachneigung von 15° - 25° und 

Walmdächer zwischen 7° und 20°. Dachterrassen sind abweichend als Flachdach mit Holz-, 
holzähnlichen- oder Betonplattendeckung zulässig.

5.1.2 Für Sattel- und Walmdächer zutreffend:

Die Traufe (Dachrinne) muss durchlaufend ausgebildet sein ausgenommen im Bereich der Dachaufbauten. 
Die Firstlinie muss durchlaufend ausgebildet sein. 
Dacheinschnitte sind zulässig. 

Zulässige Dachaufbauten: 
Es sind keine Gauben zulässig

Dacheindeckung:
Dächer sind nur mit Ziegel und Betonstein in den Farben Rot, Rotbraun, Braun, Anthrazit oder als 
Metallblechdeckung in einem natürlichen Metallfarbton zulässig. Balkon- oder Terrasssenüberdachungen
sind auch als Glasdach zulässig. 

5.1.3 Solar- und Photovoltaikanlagen sind nur in der Neigung des jeweiligen Daches zulässig.  

6. Stellplätze/Nebengebäude/Tiefgaragen
6.1 Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung der Stadt Waldkraiburg in 

der Fassung vom 16.05.2022. 
Ausnahmsweise wird festgesetzt, dass zum Schutz von Bestandsbäumen auch 6 Stellplätze in Reihe, 
ohne Unterbrechung durch einen Pflanzstreifen, zulässig sind. 

6.2 Zulässige Dachformen für  Nebengebäude:
Dächer sind bei Nebengebäuden als Satteldach mit einer Dachneigung bis max. 20°, oder als 
begrüntes/gekiestes Flachdach bis max. 7° oder als Walmdach mit einer Dachneigung von 8° bis 20°  
oder als Pultdach mit 8° bis 20° zulässig.

6.3 Sofern keine gesetzlichen Anforderungen zum Schutz des Grundwassers oder des Bodens 
entgegenstehen sind offene Stellplätze, Lagerflächen und Gartenwege müssen in wasserdurchlässiger 
Ausführung hergestellt werden sofern keine gesetzlichen. 

6.4 Auf Tiefgaragendecken oder unterirdischen Gebäudeteilen ist - soweit sie nicht überbaut werden - eine 
Vegetationsfläche bestehend aus einer mind. 0,55 m starken gefügestabilen Bodensubstratschicht
(Zusammensetzung der Vegetationsschicht gemäß FLL-Richtlinien) einschließlich einer Dränschicht
von max. 6 cm fachgerecht aufzubauen. Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht
einschließlich max. 6 cm Dränschicht auf mindestens 0,80 m zu erhöhen. Die Tiefgarage darf sich
oberirdisch nicht im Gelände abzeichnen.

6.5 Es ist nur eine Tiefgaragenzu- und -ausfahrt für Kraftfahrzeuge (2 Fahrspuren) vom Schweidnitzer-Weg 
zulässig. Eine Tiefgaragenzu- und -ausfahrt von der Reichenberger-Straße und Graslitzer-Straße ist 
unzulässig.

7. Grünordnung
7.1 Pflanzung innerhalb der Baugrundstücke:

Innerhalb der Baugrundstücke sind die in der Planzeichnung festgesetzten Bäume bzw. mindestens je 
angefangener 600 qm Grundstücksfläche  ein heimischer  Baum/Obstbaum gemäß  Artenliste (D. 
Hinweise durch Text  Pkt. 5.5.1 bis 5.5.2) zu pflanzen. Die Bäume sind spätestens in der 
Vegetationsperiode nach Bezugsfertigkeit zu pflanzen. Bestehende und zu erhaltende Bäume sind mit 
anzurechnen. 

7.2 Straßenbäume:
Die als zu pflanzend festgesetzten Straßenbäume sind zusätzlich zu den unter C 7.1 festgesetzten 
Bäumen als Hochstamm in der Qualität Sol. 3xv StU 14-16 gemäß  Artenliste (D. Hinweise durch Text  Pkt. 
5.5.1 bis 5.5.2 oder) zu pflanzen. 
Die Bäume sind spätestens in der Vegetationsperiode nach Bezugsfertigkeit zu pflanzen. 

Baugrenze für Tiefgaragen (TG)    

WH 13,2 m maximal zulässige Wandhöhe in Meter, hier z.B. 13,2m

bestehendes Gebäude wird abgerissen

maximal zulässige Anzahl an Wohungen in Wohngebäuden, 
hier 125 

FH  16,2 m maximal zulässige Firsthöhe in Meter, hier z.B. 16,2m

VG  IV maximal zulässige Anzahl an Vollgeschossen, hier z.B. max. 4

Stellplätze (ST) oder Nebengebäude (NG)

WoE 125

private Grünfläche, hier Spielplatz

Verkehrsfläche / Erschließungsflächen, 
hier TG Zufahrt mit Ein- und Ausfahrt

Verfahrensvermerke 
Beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB
1. Der Stadtentwicklungs-, Bau- und Umweltausschuss hat in der Sitzung vom 31.01.2023 gemäß 

§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 145 "SGF-Gelände zwischen der 
Reichenberger Straße, Graslitzer Straße und dem Schweidnitzer Weg" beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 03.08.2022 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB 
wurde verzichtet (§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

3. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom xx.yy.zzzz wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit vom xx.yy.zzzz bis einschließlich xx.yy.zzzz 
beteiligt. 

4. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom xx.yy.zzzz wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.yy.zzzz bis einschließlich xx.yy.zzzz öffentlich 
ausgelegt. 

5. Die Stadt Waldkraiburg hat mit Beschluss des Stadtentwicklungs-, Bau- und Umweltausschuss 
vom xx.yy.zzzz den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom xx.yy.zzzz als 
Satzung beschlossen. 

Waldkraiburg, den xx.yy.zzzz

(Siegel)

Robert Pötzsch, 1. Bürgermeister

6. Gem. § 10 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung des Bebauungsplanes nicht erforderlich.

7. Ausgefertigt

Waldkraiburg, den 28.06.2023

(Siegel)

Robert Pötzsch, 1. Bürgermeister

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 
Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit 
diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu jedermanns Einsicht bereit gehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft 
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 
und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

Waldkraiburg, den xx.yy.zzzz

(Siegel)

Robert Pötzsch ,1. Bürgermeister

PRÄAMBEL
Auf Grund  § 2 Abs. 1, §§ 9, 10 und 12  des Baugesetzbuches (BauGB) und 13 und 13 a Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
6) geändert worden ist, 

- Art. 81 Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132‑1‑B), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2023 (GVBl. S. 22) geändert worden ist, 

-  der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist, 

-  der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist,

-  Art. 23 ff. Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020‑1‑1‑I), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, 

erlässt die Stadt Waldkraiburg den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung 
Nr. 145 "SGF-Gelände zwischen der Reichenberger Straße, Graslitzer Straße und dem Schweidnitzer Weg" 
als Satzung:
 
 

§ 1 Bestandteile der Satzung
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Nr. 145 "SGF-Gelände zwischen der Reichenberger Straße, 
Graslitzer Straße und dem Schweidnitzer Weg" besteht aus:
1.     Planzeichnung (M 1:500) mit zeichnerischem Teil vom 25.09.2023 und den planlichen und textlichen Festsetzungen
2.     Begründung vom 25.09.2023
3.     Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) zum Vorhaben

Grundstückentwicklung „SGF Villa“, Fl.Nr. 2087 (Anlage 1) mit Datum 19.09.2023
4.    IMMISSIONSSCHUTZTECHNISCHES GUTACHTEN (Hoock & Partner Schallimmissionsschutz

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 145 "SGF-Gelände zwischen der Reichenberger Straße, Graslitzer Straße und dem 
Schweidnitzer Weg" der Stadt Waldkraiburg Prognose und Beurteilung der Geräuscheinwirkungen durch öffentlichen 
Straßenverkehr sowie anlagenbedingter Geräuschimmissionen mit Datum 22.09.2023

 5. Vorhaben- und Erschließungsplan vom ......

A.5 Verkehrsflächen
privater Wohnweg öffentlich zu widmen

bestehender Baum wird gefällt

A.1.1

A.2.1

A.2.2

A.2.3

A.2.4

A.2.5

A.3.1

A.3.2

A.3.3

A.4.1

A.5.1

A.6.1

A.6.3

A.7.1

A.7.2

A.8.1

B.1

B.2

B.3

B.4

B.5

B.6

A.5.6

B.8

A.6.2

vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung
Nr. 145 "SGF-Gelände zwischen der Reichenberger Straße, Graslitzer Straße und dem Schweidnitzer Weg"

GRZ 0,6 maximal zulässige Grundflächenzahl, hier max. 0,60

öffentliche StraßenverkehrsflächeA.5.2

zu pflanzender Baum

A.6.1

bestehendes Nebengebäude, hier außerhalb Geltungsbereiches

B.9

Bereich ohne Zu- und AusfahrtenA.5.3

3. Altlasten/Boden
3.1 Die vorliegenden Böden sind durch Analytik zu bewerten (Schadstoffgehalt nach LAGA/DepV) und bei 

zulässigen Maßnahmen (z.B. Verfüllungen) zu verwerten oder ordnungsgemäß zu beseitigen (z.B. 
Erdaushubdeponie). Bei Ergebnissen über Z1.1 oder DK 0 ist die zuständige 
Abfallrechts-/Bodenschutzbehörde zu informieren.

3.2 Werden organoleptische Auffälligkeiten oder Störstoffe festgestellt, ist ebenso die zuständige 
Abfallrechts-/Bodenschutzbehörde zu informieren um die nächsten Schritte hinsichtlich Deklaration und 
weiterer Maßnahmen (Erkundung) festzulegen.

3.3 Auffüllmaßnahmen:  es dürfen ausschließlich Böden aus der Region (d.h. Kommune oder im Umgriff der 
Flächen) oder analysierte Böden deren Zuordnungsklasse nach LAGA keine Verschlechterung darstellt 
(z.B. vorliegend LAGA Z 0 -> keine Auffüllung mit LAGA Z 1.1), Verwendung finden.

3.4 Der Mutterboden, welcher bei der Errichtung baulicher Anlagen ausgehoben wird, ist in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Es ist die DIN 19731 
insbesondere Kapitel 7.2 welche den Ausbau, die Trennung und die Zwischenlagerung des 
Bodenmaterials regelt einzuhalten.

4. Denkmalschutz
4.1       Archäologische Bodenfunde sind gem. Art. 8 DSchG meldepflichtig.
4.2       Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder 
dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

4.3       Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.“

4.4       Bodendenkmäler sind gemäß Art. 1 DSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Der 
ungestörte Erhalt dieser Denkmäler vor Ort besitzt aus Sicht des Bayerischen Landesamtes für 
Denkmalpflege Priorität, Bodeneingriffe sind deshalb auf das unabweisbar notwendige Mindestmaß 
beschränken.

5. Grünbereiche und Schutzzonen
5.1 Baumbestände sind während der Baumaßnahmen nach DIN 18920 und RAS LP 4 zu schützen.
5.2 Im Nahbereich von Ver- und Entsorgungseinrichtungen ist das Pflanzen tiefwurzelnder Bäume 

unzulässig.
5.3 Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten. Bäume und 

tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand 
von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind geeignete 
Schutzmaßnahmen mit dem jeweiligen Versorger durchzuführen.

5.4 Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur Trassenachse.
Das “Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag 
www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125 ist zu beachten.
Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen bestehenden Bau- und 
Bepflanzungsbeschränkung machen wir darauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und 
Bepflanzungsvorhaben jeder Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere 
für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, 
Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen.
Das beiliegende “Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen“ ist zu beachten.
Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ sind zu 
beachten.

5.5 Auf den Grundstücksflächen sind die in der Planzeichnung als zu pflanzend dargestellten Bäume 
der nachfolgenden Liste zu entnehmen. Sinngemäße Artenerweiterung standortgerechter Pfanzen sind 
zulässig.
Art der Bäume und Sträucher:

5.5.1 Großkronige Bäume: 5.5.2 Kleinkronige Bäume:
Acer campestre – Feldahorn Acer campestre – Feldahorn
Acer platanoides – Spitzahorn Carpinus betulus – Hainbuche
Acer pseudoplatanus – Bergahorn Sorbus aucuparia – Eberesche
Betula pendula – Birke Sorbus torminalis – Elsbeere
Fagus sylvatica – Rotbuche Sorbus aria – Mehlbeere
Prunus avium – Vogelkirsche Malus in Arten und Sorten – Apfel
Quercus robur – Stieleiche Pyrus in Arten und Sorten – Birne
Tilia cordata – Winterlinde Prunus in Arten und Sorten – Zwetschge

Prunus avium in Arten und Sort.– Kirsche
5.5.3 Sträucher auch für frei wachsende Hecken, als Heister.

Carpinus betulus           – Hainbuche Rhamnus frangula – Faulbaum
Cornus mas – Kornelkirsche Rosa canina – Hecken-Rose
Cornus sanguinea – Roter Hartriegel Salix in Arten – Sal-Weide
Corylus avellana – Haselnuss Sambucus nigra – Holunder
Euonymus europaeus – Pfaffenhütchen Viburnum lantana – Wolliger Schneeball
Lonicera xylosteum – Gem. Heckenkirsche Viburnum opulus – Wasser-Schneeball
Prunus spinosa – Schlehe

6. Abfallentsorgung

6.1 Zur Müllvermeidung wird empfohlen, organische Abfälle auf den Wohnbaugrundstücken zu 
kompostieren.

6.2 Die Verpflichteten haben die Abfallbehältnisse vor der für das Abholen festgesetzten Zeit 
geschlossen an der Bürgersteigkante der Fahrbahn oder, wo kein Bürgersteig vorhanden ist, am 
äußersten Rand der Straße oder an einem zur Abholzeit zugänglichen Ort, der nicht mehr als 
5,0 m vom Garteneingang entfernt ist, bereitzustellen und unverzüglich nach deren Entleerung an ihren 
Standort zurückzubringen. Fahrzeuge oder Fußgänger dürfen durch die Aufstellung nicht behindert oder 
gefährdet werden.

6.3 Kann ein Grundstück nicht unmittelbar von den Sammelfahrzeugen angefahren werden, müssen die 
Abfälle am Abfuhrtag zu Leerung zu einer vom Verband oder seinen Beauftragten bestimmten 
Sammelstelle gebracht werden, die an einer mit dem Sammelfahrzeug befahrenen öffentlichen 
Verkehrsfläche liegt.
Sind Abfallbehältnisse am Abfuhrtag aus einem vom Verband oder seinen Beauftragten nicht zu 
vertretenden Grund unzugänglich, so erfolgt die Entleerung und Abfuhr erst am nächsten 
regelmäßigen Abfuhrtag. 

7.        Nutzung erneuerbarer Energien, Nachhaltigkeit 
7.1       Dächer sollten auf der Ost-, Süd- und Westseite mit einer Fotovoltaikanlage versehen werden. 

Vorschlag: Die Größe der Fotovoltaikanlage sollte mindestens ca. 4 bis 6 kWp je 100qm Dachfläche 
betragen. Die Ausrichtung mindestens eines Gebäudes auf jedem Grundstück sollte so sein, dass eine 
optimale Nutzung der Sonnenenergie möglich ist. 

7.2       An städtische Fernwärme (Geothermie) ist anzuschließen. 
7.3 Es wird empfohlen ökologisch nachhaltige und regional erhältliche Baustoffe wie beispielsweise Holz, 

Dämmungen aus Naturfasern, etc. zu verwenden.

Plankooperation
Architektur Johannes Kessner GmbH Breinl Landschaftsarchitektur + Stadtplanung
Ludwig-Ganghofer-Straße 8 Industriestraße 1
84478 Waldkraiburg 94419 Reisbach
T  08638 I 209 692 -11 T 08734 | 9391396
info@architektur-kessner.de info@breinl-planung.de

Sichtdreiecke 50kmh (=70m)
Sichtdreieck 30kmh (=30m)

A.5.4

Sichtdreiecke für Gehwegüberfahrten (=30m)A.5.5

Vogelart Nistkastentyp Bezugsquelle1 erforderliche Anzahl 
Gartenrotschwanz Mardersicherer Höhlenbrüterkasten https://naturschutzbedarf-

strobel.de/?s=Gartenrotschwanz 
6 

Grauschnäpper Gebirgs- und Bachstelzennistkasten 6 
Star Starenkasten https://naturschutzbedarf-

strobel.de/?s=Star 
6 

 

 
1 weitere Bezugsquellen: www.schwegler-natur.de oder www.nistkasten-hasselfeldt.de 

Vogelart Nistkastentyp Bezugsquelle1 erforderliche Anzahl 
Haussperling Nistkasten für Sperlinge https://www.nistkasten-

hasselfeldt.de/Nistkasten-fuer-
Sperlinge 

1 

Bachstelze, 
Gartenbaumläufer, 
Meisen 

Nistkasten für Baumläufer, 
Blaumeise usw. 
 

https://www.nistkasten-
hasselfeldt.de/Nistkasten-
fuer-Baumlaeufer-
Blaumeise-Sumpfmeise-
Tannenmeise-und-
Haubenmeise 

ca. 5 

u.a. Hausrotschwanz Nistkasten mit ovalen 
Fluglöchern 30 x 50 mm für 
Nischenbrüter 

https://www.nistkasten-
hasselfeldt.de/istkasten-mit-
ovalen-Flugloechern-30-x-
50mm-fuer-Nischenbrueter-
wie-zB-Hausrotschwanz-
Bachstelze-Tannenmeise-
Feldsperling-Haussperling-
Rotkehlchen-Zaunkoenig-und-
Grauer-Fliegenschnaepper 

ca. 5 

u.a. Kleiber Nistkasten mit ovalem Flugloch https://www.nistkasten-
hasselfeldt.de/Nistkasten-mit-
ovalem-Flugloch-zB-fuer-
KohlmeiseHaussperling-
Feldsperling-Kleiber-
Wendehals-Fledermaeuse-
wie-Fransenfledermaus-
Braunes-Langohr 

ca. 5 

 

 
1 weitere Bezugsquellen: www.schwegler-natur.de oder www.nistkasten-hasselfeldt.de 

Abgrenzung unterschiedliches Maß baulicher Nutzung, hier
Nutzungsbereich Nr.1 (NB1) und Nutzungsbereich Nr.2 (NB2)
lediglich unterschiedliches Maß der Wandhöhe und Firsthöhe 
und Anzahl der zulässigen Vollgeschosse

A.2.6 NB1
NB2
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